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Nur rund die Hälfte der Arbeitnehmer/-innen über 40 Jahre glaubt, bis 60 bzw. 65 im Job durch-
halten zu können. Der Grund dafür sind häufig belastende oder krank machende Arbeits -
bedingungen. Damit Beschäftigte bis zum Pensionsantritt – und darüber hinaus – gesund
bleiben, müssen die Probleme und Belastungen in der Arbeitswelt erforscht und Lösungs -
strategien erarbeitet werden. Die Arbeiterkammer Oberösterreich hat deswegen nun als erste
aller Länderkammern eine eigene Stabstelle mit dem Namen „Arbeitsbedingungen” eingerichtet.
Der Gesund heitszustand der Beschäftigten in Oberösterreich ist besorgniserregend. Laut
Statistik der OÖ Gebietskrankenkasse waren sie im vergangenen Jahr durchschnittlich nur
13,2 Kalendertage (also 9,5 Arbeitstage) im Krankenstand. Diese Zahlen geben aber bei genaue-
rer Betrachtung wenig Grund zum Jubeln. Denn während 35 Prozent der Arbeitnehmer/-innen
gar nicht krank waren, entfielen die Hälfte aller Krankenstandstage auf fünf Prozent der
Beschäftigten, die offensichtlich chronisch bzw. sehr schwer krank sind.
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Weitere alarmierende
Entwicklungen:

Bereits 40 Prozent der Beschäftigten gehen auch dann zur
Arbeit, wenn sie krank sind – also besser daheim geblieben
wären, um sich auszukurieren.

Die Ausfallzeiten aufgrund psychischer Erkrankungen
haben sich innerhalb der letzten zehn Jahre (2003-2012)
verdreifacht – von rund 270.000 auf rund 750.000 Kran ken -
standstage pro Jahr.

Beschäftigte, die aufgrund psychischer Erkrankung in
Invaliditätspension gehen, fallen im Durchschnitt schon im
Alter von 47,1 Jahren (Frauen) bzw. 48,2 Jahren aus dem
Berufsleben – und somit rund 12 bzw. rund 15 Jahre früher
als Arbeitnehmer/-innen, die in Alterspension gehen.

Nicht einmal die Hälfte aller Arbeitnehmer/-innen über 40
Jahre glaubt, ihre berufliche Tätigkeit bis 60 bzw.
65 Jahre ausüben zu können.

Faktoren schlechter Arbeitsbedingungen (Stress und Druck,
Jobunsicherheit, geringe Wertschätzung im Betrieb sowie
unzureichende Führungskompetenzen der Vorgesetzten)
sind häufig Auslöser für psychische Erkrankungen. 

an Muskelverspannungen im Nacken- und Schulterbereich,
an Kreuzschmerzen, Kopf schmerzen und Migräne. Eine
aktuelle Studie der Statistik Austria zeigt, dass bereits mehr
als ein Drittel aller Vollzeitbeschäftigten zumindest einmal
pro Monat mehr als zehn Stunden täglich arbeitet, mehr als
ein Viertel sogar einmal oder mehrmals wöchentlich.
Das Problem: Lange Arbeitszeiten setzen die Gesundheit
der Beschäftigten aufs Spiel und haben negative
Auswirkungen auf deren Sozialleben. Gute Arbeits be -
dingungen sind Voraussetzung dafür, dass Arbeitnehmer/-

innen produktiv, krea-
tiv und innovativ das
Wirtschafts ge sche hen
in Österreich mitge-
stalten und ihren Be ruf
gesund bis zur Pension
ausüben können. 

Zu lange Arbeitszeiten machen krank

Gefährlich für körperliche und psychische Gesundheit sind
auch Zeitdruck und lange Arbeitszeiten. Laut AKI leiden
Beschäftigte, die unter Zeitdruck arbeiten müssen, häufiger 

Der PFG-Bundes-
vorstand und 
die Redaktion
wünschen besinn -
liche Feiertage 
und alles Gute 
im neuen Jahr 2014.
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Die Arbeiterkammer hilft nicht nur bei Großkonkursen wie
Daily oder Alpine. Auch bei Kleininsolvenzen steht die AK
mit Rat und Tat zur Seite und hilft den Betroffenen. 

Was tun, wenn ein Unternehmen insolvent wird? 

Was passiert mit den Arbeitnehmern? 

Die Arbeiterkammer bietet kostenlose Beratung und

Vertretung durch den Insolvenz schutzverband für

Arbeitnehmer (ISA) an.

Sie beraten Arbeitnehmer über die Auswirkungen der
Arbeit geberinsolvenz auf das Arbeitsverhältnis. Auch bera-
ten sie über die rechtliche Situation bei Weiter -
beschäftigung im insolventen Unternehmen und über die
Möglichkeiten der Auflösung von Arbeitsverhältnissen in
der Insolvenz. 

So hilft der Schutzverband: Die Vertretung umfasst die

Wenn die Firma Pleite geht

Leserbrief:

Dokumentationswahn
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Das waren noch Zeiten, als man nicht jeden Handgriff, den
man tat oder nicht tat, dokumentieren musste. Als es noch
genügte, seine aufgetragenen Tätigkeiten nach bestem
Gewissen zu erledigen und es ein A4-Heft gab für besonde-
re Vorkommnisse. Arbeit- und Dienstnehmer verrichteten
in ihrem Tätigkeitsbereich die ihnen anvertraute Arbeit,
ohne sich Stunden mit einem stets neuen Betriebssystem für
Dokumentationen abzumühen. 

Nicht so im PC-Zeitalter. Wir machen alles virtuell, der
Kontrollwahn greift um sich wie die Spanische Grippe.
Besonders schlimm ist es in der Kranken- und Altenpflege.
Diese findet beinahe länger am Computer als beim
Menschen selbst statt. Das Krankenbett rückt immer mehr
in den Hintergrund, der Pflegebedürftige wird vermessen,
dokumentiert, verwaltet, jede Minihandreichung mit Hand -
zeichen unterzeichnet.

Minutiöse Tagesplanung. Jedes gesungene Lied, jeder Furz
aufgeschrieben. Auch wenn man keinen macht, steht das

Berechnung der offenen Forderungen 

– nach den vorhandenen Unterlagen beziehungsweise den
Angaben der Arbeitnehmer 

– sowie die Anmeldung der Arbeitnehmerforderungen im
gerichtlichen Insolvenzver fah ren und die Antragstellung
für das Insolvenz-Entgelt.

Der Schutzverband interveniert in diesem Zusammenhang
auch beim Insolvenzverwalter, bei Arbeitgebern und
Behörden. Die Vertretung kann nur für Arbeitnehmer über-
nommen werden und ist kostenlos.

wo. Ewig lange darf die Doku beanspruchen. Hauptsache es
steht viel da. Weniger wichtig scheint, ob alles wirklich pas-
siert ist. Denn Dokumentation und Handzeichen sind noch
lange keine Garantie dafür, ob die Großmutter tatsächlich
zwei Liter Flüssigkeit zu sich genommen hat und sie wirk-
lich gebadet wurde.

Auch in anderen Berufsgruppen wird dokumentiert und
eingetragen bis zum Umfallen. Eine Gemälderestauratorin
muss über ein paar Striche am gotischen Bild 18 Seiten
Bericht schreiben, ein Elektriker für 20 Minuten Kabel ver-
legen eine halbe Seite Rechenschaft ablegen. dokumentie-
ren musste. Als es noch genügte, seine aufgetragenen
Tätigkeiten nach bestem Gewissen zu erledigen und es ein
A4-Heft gab für besondere Vorkommnisse. Arbeit- und
Dienstnehmer verrichteten in ihrem Tätigkeitsbereich die
ihnen anvertraute Arbeit, ohne sich Stunden mit einem stets
neuen Betriebssystem für Dokumentationen abzumühen.

Sogar beim Militär darf nicht einfach losgelaufen werden
beim Frühsport, sondern muss zuerst der PC hochgefahren
und dann die Sportart, die geplante Zeit, der Ablauf dieser
körperlichen Ertüchtigung und jedes Detail davon in eine
eigene Spalte getippt werden. Krank ist das. Und niemand
merkt, dass dieses überbordende Dokumentieren nur denje-
nigen dient, die diese Systeme erschaffen haben und sich so
eine dauerhafte Daseinsberechtigung gewährleisten.

Der ISA wurde 1997 als gemeinsamer Verein von ÖGB
und Arbeiterkammer gegründet und ist seit 1999 als
bevorrechteter Gläubigerschutzverband in ganz Öster-
reich tätig.

Geheiminformation 
aus dem Finanzministerium:
Neben einer Erhöhung der Umsatzsteuer für
Pferdehalter und Hufschmiede wird über die
Einführung einer Ochsensteuer nachgedacht. Die
hohen Beamten arbeiten noch einen detaillierten
Entwurf bis Weihnachten aus.
Eine Partei strebt die Analyse über das Potential
der Ochsen an. Inwieweit die Rennpferde-
Ranche Stronach betroffen ist, wird die Zukunft
weisen.

Es ist Advent
Die Blumen sind verblüht im Tal,
die Vöglein heimgezogen,
der Himmel schwebt so grau und fahl,
es brausen kalte Wogen.

Es zieht ein Hoffen durch die Welt,
ein starkes frohes Hoffen;
Das schließt auf der Armen Zelt
und macht Paläste offen.

Das kleinste Kind die Ursach kennt:
es ist Advent!
Advent, Advent, du Lerchensang von
Weihnachtsfrühlingstunde !

Advent, Advent, du Glockenklang vom neuen Gnadenbunde!

Du Morgenstrahl, wie Gott ihn sendt: es ist Advent!
(Friedrich Wilhelm Kritzinger 1860-1890)  
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Steigende Zahlen
im öffentlichen Bereich

Mit der 35. Verhandlungsrunde zwischen der Beamten -
ministerin, sprich der Regierung als Vertreterin der
Republik und somit Arbeitgeberin, und der Lehrerge -
werkschaft hinsichtlich eines neuen Dienstrechts war am
Montag, 18. 11. 2013 Schluss mit lustig. 

Dauert es bei anderen sozaialpartnerschaftlichen
Auseinandersetzungen z.B. Metaller, Handel . . . etc.
maximal  drei bis vier Verhand lungsrunden bis eine
Streikdrohung in den Raum gestellt wird, ist es bei den
Lehrern ein Langzeitprojekt. In der Realwirtschaft geht
es um Geld – und Geld ist sicher ein stärkeres
Druckmittel als Schüler zu unverhofften Krampusferien
zu zwingen. Was sollte also ein Streik der Lehrer bewir-
ken? Hoffen die Gewerkschafter wirklich auf Sympathie
in der Bevölkerung, auf Verständnis für die angeblich so
unfaire Behandlung durch den Dienstgeber. Das Image
der Lehrer ist – sicher ein Unrecht – eher angekratztes
und Lehrerbashing (öffentliche Beschimpfung) ein gerne
geübter Sport. Sind wirklich die Lehrer nur Sünden -
böcke für alle Beamten und Vertragsbediensteten?
(Ministerien, Militär, Justiz?)

Aber zu glauben, man könne in Zeiten der Krise, der
wachsenden Arbeitslosenzahlen und des unausweich-
lichen Gürtelengerschnallens ungeschoren davonkom-
men ist unrealistisch. Tausende in der Privatwirtschaft
spüren die Krise seit Jahren in ihrer Geldbörse durch
Streichung von Vergünstigungen und Betriebsver -
einbarungen im Sinne des wirtschaftlichen Überlebens
ihrer Unternehmen, in denen sie beschäftigt sind. Warum
also sollte ein Arbeiter, eine Angestellte, sich mit
unkündbaren Lehrern solidarisieren und Verständnis für
deren Arbeitskampf zeigen? So bleibt als zweites
Argument, wenn schon die Sympathiekarte nicht sticht,
das des Drucks auf die Eltern, deren Kinder durch den
Streik nicht in die Schule gehen können und somit unbe-
aufsichtigt sind. Nur sind Eltern von schulpflichtigen
Kindern wahre Meister im Organisieren von Beauf -
sichtigungssystemen. Wer es zustande bringt, neun
Wochen Sommerferien, zwei Weihnachts- und eine
Woche Oster-Pfingstferien, sowie sonstige Fenstertags -
verlängerungen zu überbrücken, dem machen ein paar
Streiktage wohl kaum etwas aus.  

Gefragt – Solidarität?

Nur jeder zweite Beschäftigte
in Firma mit Betriebsrat

Nur noch 48 Prozent der Beschäftigten in Österreich
haben einen Betriebsrat in ihrem Unternehmen. Vor zehn
Jahren waren es noch 63 Prozent. 

Dabei seien Mitarbeiter in privaten Betrieben mit
Vertretung zufriedener als ohne, liest die Arbeiter -
kammer aus dem aktuellen Arbeitsklimaindex heraus.
Immer weniger Betriebe, vor allem im privaten Bereich 

haben einen Betriebsrat. Das belegt der Arbeits -
klimaindex der Arbeiterkammer Oberösterreich, der von
den Instituten SORA und IFES erhoben wird. In
Unternehmen der Bundesländer Niederösterreich,
Vorarlberg, Salzburg und Wien gibt es immer weniger
Betriebsräte. NÖ verzeichnet dabei das stärkste Minus
von 35 Prozent in den vergangenen zehn Jahren, knapp
gefolgt von Vorarlberg mit 30 Prozent. Kaum
Veränderungen gibt es hingegen in Oberösterreich und
Kärnten mit minus zwei Prozent. Tirol kann bei den
Personalvertretern sogar ein leichtes Plus vorweisen.

Besonders auffallend ist der Rückgang bei den
Betriebsräten vor allem in kleineren und mittleren
Unternehmen. Während der Anteil an Beschäftigten mit
Betriebsräten im öffentlichen Bereich sogar steige, sei er
in privaten Betrieben in den letzten fünf Jahren konti -
nuierlich zurückgegangen, so die Arbeiterkammer.
Auch, dass es in Privatbetrieben mit Betriebsrat fast dop-
pelt so häufig zumindest eine gesundheitsfördernde
Maßnahme gibt. In Unternehmen mit fünf bis 19
Mitarbeitern haben nur noch sieben Prozent, in
Unternehmen mit 20 bis 99 Mitarbeitern 40 Prozent
einen Betriebsrat.

Gesünder mit Betriebsrat

Dabei bewirke eine Personalvertretung, dass die Be -
schäftigten mit ihren Rechten, der sozialen Einstellung
des Betriebs und auch dem Einkommen zufriedener sind
als Unternehmen ohne Betriebsrat. So sind in privaten
Betrieben 72 Prozent der Beschäftigten mit Betriebsrat
mit ihren Rechten zufrieden, aber nur 67 Prozent der
Beschäftigten ohne Betriebsrat. 

„Ja Karl, schön dich wieder zu treffen.

Ich werde das nie vergessen, wie du damals dem Chef

deine Meinung gesagt hast.“
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PFG-Ansprechpartner für:
Oberösterreich, salzburg 

Otmar höfler Tel. 07229/62140
e-Mail: info@pfg.at 

Werner lamprecht Tel. 0664 6158865
werner.lamprecht@liwest.at

Wien, burgenland und niederösterreich:
gerhard Kogler Tel. 017264879
e-Mail: info@pfg.at

steiermarK, Kärnten: 
georg auer Tel. 06648330890
georg.auer@andritz.com

siegfried trauch Tel. 067689554774
s.trauch@at.ats.net

tirOl, VOrarlberg: 
herbert unterwandling 
Tel. 0699/ 10560894
e-Mail: h.unterwandling@gmx.at
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mehr Paare seien kinderlos, weil Frauen Karriere
machen wollten. 68 % vermuten, dass keiner der Partner
beruflich zurückstecken wolle, ebenso viele, dass man
sich materiell nicht einschränken möchte. Auf den wei-
teren Plätzen der insgesamt 17 Motive, auf Kinder zu
verzichten, rangiert die Meinung, dass in der Ge -
sellschaft ein negatives Familienbild herrsche, dass man
für die Kinder keine gute Zukunft sehe, sowie dass die
staatliche Kinderbeihilfe zu gering sei. 

Immer mehr Hundertjährige
Die Lebenserwartung steigt rasant an. Mitte Juli 2013
veröffentlichte die Statistik Austria dazu folgende Zah-
len. Per Stichtag Jänner 2013 waren in Österreich insge-
samt 1.295 Menschen – 210 Männer und 1.085 Frauen
100 Jahre alt. Ein Plus von 143 Personen gegenüber
Jänner 2012. Herausforderung für die Zukunft wird
daher die sichere Finanzierung der Pflege sein. Der
Bevölkerung muss bewusst gemacht werden, dass Pflege
etwas kostet. Noch nie haben so viele Gene rationen einer
Familie wie Enkel, Kinder, Eltern, Großeltern und
Urgroßeltern gelebt, wie heute. Zwar nicht im gleichen
Haus, aber mit Sozialkontakt.

Respekt bitte!
Cool und bequem? Mag sein, trotzdem ist zum Beispiel,
eine ausgebeulte Jogginghose, eine gelöcherte Jeanshose
kein angemessenes Kleidungsstück, nicht in der Öffent-
lichkeit und schon gar nicht im Büro oder  Betrieb. Über
unsere Garderobe definieren wir nicht nur unsere
Persönlichkeit, sondern zollen auch dem Anlass und den
Menschen in unserer Umgebung Respekt. 
Das ist im Privaten genauso wichtig wie im Berufsleben
– und darauf sollten auch die Jugendlichen in diversen
Schulen ja schließlich auch vorbereitet werden.
Niemand kann in Hausschuhen Kunden empfangen.
Gepflegtes Auftreten gehört am gesellschaftlichen
Parkett einfach dazu. Was man dann nach der Arbeit da-
heim auf der Couch anhat, kann jeder selbst entscheiden.

Die Gründe für Kinderlosigkeit
Kind und Karriere sind für die Österreicher auch weiter-
hin ein Widerspruch. Das berufliche Fortkommen – ins-
besondere der Frauen – ist nach wie vor der häufigste
Grund für Kinderlosigkeit. 
Das ergab ein Vergleich von Umfrageergebnissen aus
dem heurigen September sowie aus dem Jahr 2012, den
das Linzer Meinungsforschungsinstitut „market” veröf-
fentlichte. Demnach schlossen sich nunmehr 78 % der
400 Online-Interviews Befragten der Aussage an, immer

Am 15. Mai 2013 fand in diesem international tätigen

Unternehmen die Angestelltenbetriebsratswahl statt.

Es kandidierte die Liste Lang (PFG) und Liste

Spitzenberger. Wahlberechtigt waren 132, abgegebe-

ne Stimmen 103, ungültig 8, gültig 95. 

Liste Lang BRV   3  Mandate

Lang Karl, Karolyi Michael und Aschl Doris

Liste Spitzenberger 2  Mandate

Spitzenberger Hans Peter und Javornik Regina

Betriebsratswahlen Oberösterreich

Voestalpine

STAHL SERVICE CENTER GmbH

Hier fand die Angestelltenbetriebsratswahl am

7./8.Oktober 2013 statt. Es gab 577 Wahlbe rech tigte,

davon gingen 511 zur Wahl. Dies entspricht einer

Wahlbeteiligung von 88,56%. Zwei ungültige Stimmen

– somit 509 Stimmen gültig. Die Liste FSG erhielt 426

Stimmen (8 Mandate), Liste UGL / PFG 83 Stimmen

(1 Mandat).

Wegen einer nicht korrekten Vorgangsweise bei der

Stimmenaufbewahrung vom 7. auf den 8. Oktober, bei

der die Möglichkeit der Beeinflussung des Wahl -

ergebnisses vorliegt, wird die Wahl durch die Liste

UGL/PFG am Arbeitsgericht angefochten. Wir berich-

ten weiter in der nächsten Ausgabe und hoffen, dass

die Klage für das UGL/PFG-Team erfolgreich sein

wird.

Linz Linien 

DANKE allen unseren Lesern und Mitgliedern,

die den Mitgliedsbeitrag 2013 und Spenden einge-

zahlt haben.


